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I. Rechtsgrundlagen 

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) 

• Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 

(BGBl. I S. 3786) 

• Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 357), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 18. Juli 2019 (GBl. S. 313) 

• Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geändert durch Art. 3 G zur Um­

setzung der RL 2014/52/EU im Städtebaurecht und zur Stärkung des neuen Zusammenlebens in der 

Stadt vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) 

• Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. S. 581), zuletzt 

geändert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 2 1 . Mai 2019 (GBl. S. 161,186) 

Aufgrund des § 9 Abs. 1-3 (BauGB) in Verbindung mit den §§ 1-25 c der BauNVO und der LBO Baden-Würt­

temberg werden für das Gebiet des Bebauungsplanes nachfolgende planungsrechtliche Festsetzungen er­

lassen. 

In Ergänzung zum Plan und zur Zeichenerklärung wird folgendes festgesetzt: 

Planungsrechtliche Festsetzungen Seite 1 
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II. Planungsrechtliche Festsetzungen (§§ 1-23 BauNVO + § 9 BauGB) 

1. Geltungsbereich (§ 9 Abs. 7 BauGB) 

Die Grenze des räumlichen Geltungsbereichs ist im Bebauungsplan schwarz gestrichelt dargestellt. 

2. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, §§1-15 BauNVO) 

Allgemeines Wohngebiet (WA) 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 1 Abs. 5 und 6 BauNVO sowie § 4 BauNVO) 

Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen. 

Zulässig sind: 

• Wohngebäude, 

• die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störenden 

Handwerksbetriebe, 

• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

Ausnahmsweise können zugelassen werden: 

• Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

• sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 

• Anlagen für Verwaltungen. 

Nicht zulässig sind: 

• Gartenbaubetriebe, 

• Tankstellen. 

3. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB und §§ 16-21a BauNVO) 

3.1. Höhe der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 18 BauNVO) 

Die Höhenlage der baulichen Anlagen ist gemäß Planeintrag durch die Festsetzung der maximalen Gebäu­

dehöhe (GHmax) begrenzt. Die Gebäudehöhe wird im Planteil als absoluter Wert über Normalnull festge­

setzt. 

Die Höhenlage der Erdgeschossfußbodenhöhe wird als absoluter Wert über Normalnull festgesetzt und ist 

im Planteil eingetragen. 

3.2. Grundflächenzahl (GRZ) (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. m. §§ 16 und 19 BauNVO) 

Die Grundflächenzahl (GRZ) ist entsprechend dem Pianeintrag in der Nutzungsschablone festgesetzt. 

Es handelt sich um Maximalwerte, die durch die ausgewiesenen überbaubaren Grundstücksflächen (Bau¬ 

grenzen) eingeschränkt sein können. 

Planungsrechtliche Festsetzungen Seite 2 



Bebauungsplan 
„Ortsmitte I- Erweiterung, 1. Änderung" BUROGFRORERI 
in Loßburg 

Planungsrechtliche Festsetzungen Seite 3 

Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen von Carports, Stellplätzen und deren Zufahrten, so­

wie von baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unter­

baut wird (Tiefgaragen) bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 überschritten werden (§ 19 Abs. 4 Ziff. 1 und 3 

BauNVO). 

4. Bauweise und Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 22 BauNVO) 

Entsprechend dem Planeintrag in der Nutzungsschablone wird die offene Bauweise (o) festgesetzt. Die Ge­

bäude sind mit seitlichem Grenzabstand zu errichten, die Gebäudelänge darf höchstens 50 m betragen. 

5. Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB I. V. m. § 23 BauNVO) 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im Lageplan durch Baugrenzen festgesetzt. 

6. Garagen und Carports und Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB I. V. m. § 12 BauNVO) 

Oberirdische Garagen sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche nicht zulässig. 

Tiefgaragen sind innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche sowie in den zusätzlich im zeichnerischen 

Teil des Bebauungsplanes gekennzeichneten Teilflächen zulässig. Nicht überbaute und für Zugangswege, 

Stellplätze oder Zufahrten benötigte Teile der Tiefgarage sind mit einer Erdüberdeckung von mindestens 

50 cm Stärke zu versehen und zu begrünen. 

Carports und Stellplätze sind innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche sowie in den zusätzlich im La­

geplan gekennzeichneten Teilflächen zulässig. 

Stellplätze sind in wasserdurchlässiger Belagsausbildung herzustellen. Carports sind mit einer Dachbegrü­

nung zu versehen. 

7. Versorgungsleitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

Versorgungsleitungen sind unterirdisch zu führen. 

8. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Zufahrten zu den Baugrundstücken sind nur von den Erschließungsstraßen aus zulässig. 

9. Flächen mit Bindungen für die Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

Die festgesetzten Pflanzungen sind spätestens ein Jahr nach Fertigstellung der Bebauung vorzunehmen. 

Sie sind dauerhaft zu unterhalten und zu pflegen und bei Abgang zu ersetzen. 
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III. HINWEISE UND EMPFEHLUNGEN 

1. Oberboden und Erdarbelten 

Der humose Oberboden ist getrennt abzutragen, sorgfältig zu sichern und möglichst vollständig auf dem 

Grundstück wieder zu verwenden oder zur Verbesserung der Bodenwerte auf anderen landwirtschaftlichen 

Nutzflächen wieder aufgebracht werden. Dies gilt auch für Baustellenzufahrten, Baulagerflächen und sonsti­

ge temporäre Einrichtungen. 

Die Erdarbeiten sind möglichst im Massenausgleich durchzuführen. Auf die Verpflichtung zum schonenden 

Umgang mit dem Naturgut Boden gemäß § 1a Abs.1 BauGB wird hingewiesen. 

Bei der Ausführung von Baumaßnahmen sind folgende Erfordernisse zum Schutz des Bodens zu beachten: 

• Bei Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass nur soviel Mutterboden abgeschoben wird, wie für die Er­

schließung des Baufeldes unbedingt notwendig ist. 

• Ein erforderlicher Bodenabtrag ist schonend und unter sorgfältiger Trennung von Mutterboden und Unter­

boden durchzuführen. Unnötiges Befahren oder Zerstören von Mutterboden auf verbleibenden Freiflächen 

ist nicht zulässig. 

• Bodenarbeiten sollten grundsätzlich nur bei schwach feuchtem Boden und bei niederschlagsfreier Witte­

rung erfolgen. 

• Ein Überschuss an Mutterboden soll sinnvoll an anderer Stelle wiederverwendet werden (Grünanlagen, 

Rekultivierung, Bodenvenbesserungen). 

• Anfallender Bauschutt ist ordnungsgemäß zu entsorgen; Er darf nicht als An- bzw. Auffüllmaterial (Mulden, 

Baugrube, Arbeitsgraben usw.) benutzt werden. 

• Bodenbelastungen, bei denen Gefahren für die Gesundheit von Menschen oder erhebliche Beeinträchti­

gungen des Naturhaushaltes nicht ausgeschlossen werden können, sind der Unteren Bodenschutzbehör­

de zu melden. 

2. Denkmalechutz 

Falls in diesem Gebiet bei Erdarbeiten Bodenfunde zutage treten, ist nach § 20 Landesdenkmalschutzgesetz 

(zufällige Funde) das Regierungspräsidium Freiburg, Ref. 26 - Denkmalpflege, FB Archäologische Denkmal­

pflege (Tel. 0761/208-3570) unverzüglich zu benachrichtigen. 

Auch ist die Archäologische Denkmalpflege hinzu zu ziehen, wenn Bildstöcke, Wegkreuze, alte Grenzsteine 

oder ähnliches von den Baumaßnahmen betroffen sein sollten. 
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3. Vermessungs- und Grenzzeichen 

Vermessungs- und Grenzzeichen sind für die Dauer der Bauausführung zu schützen und soweit erforderlich, 

unter den notwendigen Schutzvorkehrungen zugänglich zu halten. Die Sicherung gefährdeter Vermessungs­

zeichen ist vor Beginn beim Vermessungsamt zu beantragen. 

4. Geologie 

Hinsichtlich Baugrundaufbau, Bodenkennwerten, Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, Baugru­

bensicherung, Grundwasser etc. wird eine ingenieurgeologische Beratung durch ein privates Ingenieurbüro 

empfohlen. 

5. Grundwasserschutz 

Das Eindringen von wassergefährdenden Stoffen in das Erdreich ist zu verhindern. 

Zum Schutz des Grundwassers vor wassergefährdenden Stoffen - auch im Zuge von Bauarbeiten - sind au­

ßerdem die erforderlichen Schutzvorkehrungen gegen eine Verunreinigung bzw. nachteilige Veränderung 

seiner Eigenschaften zu treffen. Ggf. sind die Regelungen der VAwS zum Umgang mit bzw. zur Lagerung 

von wassergefährdenden Stoffen zu beachten. 

6. Dränung 

Falls bei der Erschließung und Bebauung des Gebietes Dränungen, Frischwasserleitungen oder Grund- bzw. 

Quellwasseraustritte angeschnitten werden, ist deren Vorflut zu sichern. Ein Anschluss an die öffentliche Ka­

nalisation darf jedoch nicht erfolgen, da dies die Sammelkläranlage mengenmäßig unnötig belasten und de­

ren Reinigungsleistung verringern würde. Grund- und Quellwasseraustritte sind dem Landratsamt Freuden-

Stadt als untere Wasserbehörde unverzüglich anzuzeigen. 
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7. Einbauten (Rückenstutzen der Straßenverkehrsflächen, Straßenschilder etc.) auf privaten 
Gru ndstücksflächen 

Auf Grund der örtlichen Verhältnisse kann es erforderlich sein, dass zur Herstellung der Straßenverkehrsflä­

chen während der Bauphase vorübergehend in die Randbereiche der angrenzenden Privatgrundstücke ein­

gegriffen werden muss. 

Haltevorrichtungen sowie Leitungen für die Straßenbeleuchtung einschließlich Beleuchtungskörper und Zu­

behör sowie Kennzeichen- und Hinweisschilder für Erschließungsanlagen befinden sich aus verschiedenen 

Gründen sinnvollerweise zum Teil neben der Straßenverkehrsfläche auf den privaten Grundstücken. Zudem 

werden zur Herstellung der öffentlichen Verkehrsflächen zum Teil Böschungen, Stützmauern und Hinterbe­

tonstützen für die Straßenrandeinfassung auf den angrenzenden Privatgrundstücken notwendig. 

Die Gemeinde wird notwendige Einbauten frühzeitig mit den betroffenen Grundstückseigentümern erörtern 

und notwendige Einbauten über z. B. Grunddienstbarkeiten sichern. 

Fassungen im Verfahren: 

Fassung vom 31.01.2020 für die Sitzung am 18.02.2020 BUROGFRORER 

07485/9769-0 

info@buero-gfroerer.de 

Es wird bestätigt, dass der Inhalt mit den hierzu ergangenen Beschlüssen des Gemeinderats über­

Bearbeiter: 
UMWEIT • VERKEHR • STADTPLANUNG 

Laura Digiser / Thomas Grözinger 
Hohenzollernweg 1 

72186 Empfingen 

einstimmt. 

18. Feb. 2020 

Christoph Enderle (Bürgermeister) 
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I. Rechtsgrundlagen 

Rechtsgrundlagen dieser Vorschrift sind: 

• Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 357), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 18. Juli 2019 (GBl. S. 313) 

• Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. S. 581), zuletzt 

geändert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 21 . Mai 2019 (GBl. S. 161,186) 

Aufgrund der LBO und Gemeindeordnung Baden-Württemberg werden für das Gebiet des Bebauungsplanes 

nachfolgende bauordnungsrechtliche Festsetzungen erlassen. 

Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes treten alle bisherigen bauordnungsrechtlichen Festsetzungen und 

gültigen Vorschriften im Geltungsbereich außer Kraft. 

In Ergänzung zum Plan und zur Zeichenerklärung wird folgendes festgesetzt: 

BUROGFRORER 
UMWf IT • VERKEHR • STADTPLANUNG I 
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II. Örtliche Bauvorschriften 

1. Äussere Gestartung baulicher Anlagen (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

1.1. Dachform und Dachneigung 

Die Wahl der Dachform ist frei. . 

Tonnendächer und Bogendächer sind nicht zulässig. 

1.2. Dachaufbauten, Dachflächenfenster und Dacheinschnitte 

Dachaufbauten, Dachflächenfenster sowie Dacheinschnitte sind zulässig. 

1.3. Fassaden- und Dachgestaltung 

Reflektierende Materialien sind nicht zugelassen. 

Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie sind zulässig. Bei geneigten Dächern sind aufgeständerte Anlagen 

zur Nutzung der Sonnenenergie entgegen der Dachneigung und Dachausrichtung unzulässig. 

Aufgeständerte Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie dürfen die festgesetzte maximale Gebäudehöhe 

GHmax nicht überschreiten. 

Die Verwendung von Materialien zur Dacheindeckung, von denen eine Gefährdung des Grundwassers aus­

gehen kann, ist nicht zulässig. 

2. Werbeanlagen (§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO) 

Das Anbringen von Werbung ist nur an der „Stätte der eigenen Leistung" zulässig. 

Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. Sie dürfen nur im Eingangsbereich gesammelt 

an einer Werbetafel (Gemeinschaftsschild) angebracht werden. Die Werbetafel darf eine Gesamtwerbeflä-

che von maximal 1,5 m 2 je Gebäude nicht überschreiten. 

Worboanlagon sind nur bis zu oinor Größe von 1,00 m 2 zulässig. 

Lauflicht- und Wechsellichtanlagen sind unzulässig. 

Die Beleuchtung von Werbeanlagen darf nicht in Richtung Außenbereich wirken. 

Beleuchtete Werbeanlagen dürfen den Straßenverkehr nicht beeinträchtigen und sind blendfrei zu gestalten. 

3. Gestaltung der unbebauten flächen (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

3.1. Gestaltung der unbebauten Flächen 

Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind als Grünflächen gärtnerisch anzulegen und dauerhaft zu un­

terhalten. 

3.2. Gestaltung der Stellplätze 

Sämtliche Park-, und Absteilflächen sind mit einer wasserdurchlässigen Belagsausbildung herzustellen 

BUROGFRORER 
UMWtlT • VERKEHR • STADTPLANUNG H 

I 
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3.3. Einfriedungen 

Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen müssen die Einfriedungen einen Abstand von mindestens 0,5 m zur 

Grenze einhalten. 

Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen sind Zäune, Mauern oder geschnittene Hecken bis zu einer Höhe 

von 1,5 m zulässig. Maschendrahtzäune sind nicht zulässig. 

Entlang der sonstigen Grundstücksgrenzen ist die Wahl der Einfriedungen freigestellt, es gilt das Nachbbar-

rechtsgesetz von Baden-Württemberg (NRG). 

3.4. Müllstandplätze 

Sollen Abfallbehälter dauernd an öffentlichen Verkehrsflächen aufgestellt bleiben, so müssen sie in einem 

geschlossenen Behältnis untergebracht oder gegen Einsicht von den öffentlichen Verkehrsflächen abge­

schirmt werden. Der Mindestabstand zu öffentlichen Verkehrsflächen muss mindestens 1,00 m betragen. 

4. Antennen und Anlagen für die Telekommunikation (§ 74 Abs. 1 Nr.4 LBO) 

Je Gebäude darf nur eine Antenne angebracht werden. Parabolspiegel sollen hinsichtlich der Farbgebung 

den in seiner direkten Umgebung vorherrschenden Baustoffen angeglichen werden. 

Sende- und Empfangsanlagen für Funk- und Radioamateure sowie für kommerzielle Telekommunikation 

sind nicht zulässig. 

5. Nlederspannungs- und Fernmeldeleitungen (§ 74 Abs. 1 Nr.5 LBO) 

Niederspannungs- und Fernmeldeleitungen sind als Erdkabel zu verlegen. 

6. Erhöhung der Stellplatzverpflichtungen für Wohnen 
(S 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO, § 37 Abs. 1 LBO) 

Für Wohnungen wird festgesetzt: 

• bis 50 qm Wohnfläche: 1 Stellplatz / Wohneinheit 

• von über 50 bis 80 qm Wohnfläche: 1,5 Stellplätze / Wohneinheit 

• über 80 qm Wohnfläche: 2 Stellplätze / Wohneinheit 
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III. Hinweise 

Siehe Planungsrechtliche Festsetzungen. 

Fassungen im Verfahren: 

Fassung vom 31.01.2020 für die Sitzung am 18.02.2020 

Bearbeiter: 

Laura Digiser / Thomas Grözinger 

BUROGFRORER 
UM WC IT • VERKEHR »STADTPLANUNG I 
Hohenzollernweg 1 

721 86 Empfingen 

07485/9769-0 

info@buero-gfroerer.de 

Es wird bestätigt, dass der Inhalt mit den hierzu ergangenen Beschlüssen des Gemeinderats über­
einstimmt. 

Ausgefertigt Gemeinde 

Christoph Enderle (Bürgermeister) 
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